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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. April 1960 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes 
zu den Verträgen zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft den 

Entwurf einer Verordnung Nr. . . . zur Durchführung 
einer Erhebung über die Löhne 

und eine Aufzeichnung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung hierzu mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Es ist vorgesehen, daß der Entwurf am 10./11. Mai dieses 
Jahres vom Ministerrat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft verabschiedet wird. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 
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Entwurf einer Verordnung Nr. . . . 
zur Durchführung einer Erhebung über die Löhne 


Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
hat — 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages, insbe- 
sondere auf Artikel 213, 

in der Erwägung, daß die Kommission — zur Er- 
füllung der Aufgaben, die ihr nach dem Vertrag, 
insbesondere nach Artikel 2, 3, 117, 118, 120, 122 
und Abschnitt II des „Protokolls über bestimmte 
Vorschriften betreffend Frankreich" obliegen — 
über die Lohnverhältnisse in den sechs Ländern der 
Gemeinschaft, und zwar sowohl über die Lohnkosten 
als auch über die Anbeitereinkommen unterrichtet 
sein muß, 

in der Erwägung, daß die in den sechs Ländern ver- 
fügbaren Statistiken keine brauchbare Vergleichs- 
basis darstellen und daß infolgedessen eine Erhe- j 
bung an Hand einheitlicher Begriffsbestimmungen I 
und nach einer einheitlichen Methode durchgeführt 
werden muß, 

in der Erwägung, daß die Kommission dringend 
über die Ergebnisse dieser Erhebung verfügen muß, 
um einzelne der eingangs erwähnten Aufgaben in- 
nerhalb der im Vertrag und insbesondere im Proto- 
koll über bestimmte Vorschriften betreffend Frank- 
reich gesetzten Fristen erfüllen zu können, 

folgende Verordnung erlassen: 

Artikel 1 

Die Arbeitgeber und Arbeitnehmer der im An- 
hang zu dieser Verordnung aufgeführten Industrie- 
zweige sind verpflichtet, alle für die Ermittlung der 
Lohnkosten (Arbeiter und Angestellte) und der 
Arbeitereinkommen erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen, und zwar auf der Grundlage des Zahlenmate- 
rials für das volle Jahr 1959; das Nähere regeln die 
nachstehenden Artikel.^ 

Die Erhebung erstreckt sich auf alle Unterneh- 
men, die im Jahresdurchschnitt 1959 in Belgien, in 
der Bundesrepublik Deutschland, in Frankreich, in 
Italien und in den Niederlanden mindestens 50 Ar- 
beitnehmer und in Luxemburg mindestens 20 Arbeit- 
nehmer beschäftigten. 

Artikel 2 

Es sind zu erfassen: 

1. die Lohnkosten und die Lohnnebenkosten, ins- 
besondere die Aufwendungen der Arbeitgeber 
für Sozialversicherungsbeiträge und die son- 
stigen sozialen Leistungen einschließlich der 
Lasten freiwillig gewährter Sozialleistungen 
sowie die Belastungen im Zusammenhang mit 
der Einstellung und Berufsausbildung von 
Arbeitnehmern; 


2. die von den Arbeitnehmern zur Sozialver- 
sicherung geleisteten Pflichtbeiträge einschließ- 
lich der von den Arbeitgebern freiwillig über- 
nommenen Beitragsanteile der Arbeitnehmer; 

3. die in den Unternehmen im Jahresdurchschnitt 
beschäftigten Arbeitnehmer; 

4. die geleistete und die bezahlte Arbeitszeit der 
Arbeitnehmer. 

Artikel 3 

Die Auskünfte werden durch Fragebogen einge- 
holt, deren Inhalt die Kommission unter Mitwir- 
kung der statistischen Ämter der Mitgliedstaaten 
aus arbeitet. 

Die Kommission bestimmt in Zusammenarbeit mit 
den statistischen Ämtern der Mitgliedstaaten die 
technischen Einzelheiten der Erhebung. Ferner setzt 
sie in gleicher Weise auf dem Verordnungswege 
den Beginn und den Abschluß der Erhebung sowie 
die Fristen für die Beantwortung der Fragebogen 
fest. 

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragen wahr- 
heitsgemäß, vollständig und fristgerecht zu beant- 
worten. 

Artikel 4 

Die Kommission ersucht die statistischen Ämter 
der Mitgliedstaaten, die Auskünfte einzuholen und 
aufzubereiten. Die nach Industriezweigen geordne- 
ten Gesamtergebnisse der Erhebung — unter Aus- 
schluß aller Einzelauskünfte — werden der Kom- 
mission übermittelt. 

Artikel 5 

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelaus- 
künfte dürfen nur für statistische Zwecke verwen- 
det werden; ihre Verwendung für steuerliche 
Zwecke und ihre Mitteilung an Dritte ist untersagt. 

Artikel 6 

Soweit in dieser Verordnung nichts anderes be- 
stimmt ist, gelten für die Durchführung der Erhe- 
bung die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
innerstaatliche statistische Erhebungen. 

Artikel 7 

Die durch die Erhebung den Mitgliedstaaten ent- 
stehenden Kosten gehen zu Lasten des Haushalts- 
plans der Gemeinschaften (Einzelplan der Kom- 
mission). 

Artikel 8 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in allen Mitglied- 
staaten. 
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ANHANG 


1. Zuckerindustrie (Zuckerfabriken und Raffi- 
nerien) 

2. Brauereien und Mälzereien 

3. Wollspinnereien 

4. Baumwollspinnereien 

5. Herstellung synthetischer Fasern (ohne Belgien) 

6. Herstellung von Papierhalbstoffen, Papier und 
Pappe (ausgenommen Verarbeitung von Papier 
und Pappe) 

7. Chemische Industrie (ausgenommen Kautschuk) 
(ohne Luxemburg) 

8. Kautschukindustrie (einschließlich Schläuche und 
Schuhe aus Gummi, Reifen und Runderneuerung 
von Reifen) (ohne Luxemburg) 

9. Zementindustrie (ausgenommen Betriebe zur 
Herstellung von reinem Kalk, Zementagglome- 
raten und Asbestzement) (ohne Luxemburg 
und die Niederlande) 

10. Töpferei-, Porzellan- und Steingutindustrie 
(ohne Luxemburg) 

11. Herstellung von Werkzeugmaschinen (ohne 
Luxemburg und die Niederlande) 

12. Elektrotechnische Industrie (ohne Luxemburg) 

13. Schiffbau- und Schiff reparaturwerke 

14. Herstellung von Personen- und Lastkraftwagen 
(ausgenommen Montagewerke) (nur für die 
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und 
Italien) 


3 



Drucksache 1809 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Aufzeichnung des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung zum Entwurf einer Verordnung zur Durchführung einer 
Erhebung über die Löhne 


Nach Artikel 213 des EWG-Vertrages kann die 
Kommission zur Erfüllung der ihr übertragenen Auf- 
gaben alle erforderlichen Auskünfte einholen; der 
Rahmen und die nähere Maßgabe hierfür werden 
vom Rat gemäß den Bestimmungen dieses Vertra- 
ges festgelegt. Diese Rahmenbestimmungen sind 
vom Rat bisher noch nicht erlassen worden. Da die 
Kommission für verschiedene Vorhaben Unterlagen 
über die Löhne und die Lohnnebenkosten der Un- 
ternehmen in ausgewählten Industriezweigen der 
Mitgliedstaaten benötigt, hat sie dem Rat vorge- 
schlagen, eine Verordnuhg zur Durchführung einer 
Erhebung über die Löhne und Lohnnebenkosten zu 
erlassen. 

Die Bundesregierung ist im Prinzip mit dieser Er- 
hebung einverstanden; sie hat sich jedoch in den 
bisherigen Verhandlungen mit der Kommission und 
den anderen Mitgliedstaaten mit Entschiedenheit 
dafür eingesetzt, daß die Erhebung nicht durch eine 
Verordnung der Gemeinschaft, sondern in Form 
einer Richtlinie angeordnet wird. Durch eine Richt- 
linie würde der Bundesregierung nur das Ziel vor- 
geschrieben, die Einzelheiten hätten dann durch 
innerstaatliche Verordnung der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates festgelegt werden 
müssen. Die Kommission und die anderen 5 Mit- 
gliedstaaten sind jedoch den Argumenten der Bun- 
desregierung nicht gefolgt. Sie haben sich für den 
Erlaß einer Verordnung der EWG ausgesprochen. 

Der Ausschuß der Ständigen Vertreter bei den 
Europäischen Gemeinschaften hat in seiner Sitzung 
am 7. April 1960 nunmehr beschlossen, dem Rat den 
Erlaß einer Verordnung vorzuschlagen. Die Ver- 
ordnung wird voraussichtlich vom Ministerat am 
10./11. Mai 1960 verabschiedet werden. 


Durch die Erhebung sollen auf der Grundlage des 
Zahlenmaterials für das Jahr 1959 in ausgewählten 
Industriegruppen der 6 Mitgliedstaaten außer den 
Löhnen, die bereits Gegenstand regelmäßiger Sta- 
tistiken der Mitgliedstaaten sind, die sogenannten 
Lohnnebenkosten ermittelt werden, d. h. insbeson- 
dere die Aufwendungen der Arbeitgeber für ge- 
setzliche und freiwillige Sozialversicheningsbei- 
träge, sonstige zusätzliche Leistungen bei Krankheit, 
Unfall, Invalidität, Alter und Tod, ferner für Zu- 
schüsse zu Belegschaftseinrichtungen, für ärztliche 
Betreuung, Berufsausbildung sowie in Form von 
Prämien und Gratifikationen. Eine entsprechende 
Untersuchung hat für das Jahr 1955 in einer be- 
grenzten Zahl von Wirtschaftszweigen das Inter- 
j nationale Arbeitsamt durchgeführt. Die Ergebnisse 
sind jedoch schon weitgehend überholt; auch haben 
sich an dieser Erhebung nur 4 der 6 Mitgliedstaaten 
der EWG beteiligt. 

Die Verordnung legt im einzelnen den Kreis der 
Auskunftspflichtigen, die Erhebungsmerkmale und 
die Art der Erhebung fest. Danach erstreckt sich die 
Untersuchung in der Bundesrepublik Deutschland 
nur auf Unternehmen mit mindestens 50 Arbeitneh- 
mern der im Anhang zur Verordnung auf geführ- 
ten Wirtschaftszweige. Die Durchführung und Aufbe- 
reitung der Erhebung liegt ausschließlich in den Hän- 
den der nationalen Statistischen Ämter. Diese teilen 
gemäß Artikel 4 des Entwurfs der Kommission die 
nach Industriezweigen geordneten Gesamtergeb- 
nisse — unter Ausschluß aller Einzel auskünfte — 
mit. Diese Maßnahme dient der Sicherstellung 
des Geheimhaltungsprinzips. Die durch die Statistik 
entstehenden Kosten werden von der EWG-Kom- 
mission getragen. Durch die von der EWG angeord- 
nete Statistik entsteht keine Überschneidung mit 
dem Programm und dem Verfahren der deutschen 
Lohnstatistik. 
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